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Norm

DSG 2000 §12 Abs3 Z5;

DSG 2000 §12 Abs5;

DSG 2000 §13 Abs1;

DSG 2000 §13 Abs2 Z2;

AVG §78 Abs1;

E Kommission 2004/915/EG;

1. AVG § 78 heute

2. AVG § 78 gültig ab 01.01.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 33/2013

3. AVG § 78 gültig von 01.01.2008 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 5/2008

4. AVG § 78 gültig von 01.01.2003 bis 31.12.2007 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 117/2002

5. AVG § 78 gültig von 01.06.2000 bis 31.12.2002 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 29/2000

6. AVG § 78 gültig von 01.01.1993 bis 31.05.2000 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 866/1992

7. AVG § 78 gültig von 01.02.1991 bis 31.12.1992

Text

[Anmerkung Bearbeiter: Namen (Firmen), (Internet-)Adressen, Aktenzahlen (und dergleichen), Rechtsformen und

Produktbezeichnungen etc. sowie deren Initialen und Abkürzungen können aus Anonymisierungsgründen abgekürzt

und/oder verändert sein. Offenkundige Rechtschreib-, Grammatik- und Satzzeichenfehler wurden korrigiert.]

B E S C H E I DB E S C H E römisch eins D

Die Datenschutzkommission hat unter dem Vorsitz von Dr. KURAS und in Anwesenheit der Mitglieder Dr. KOTSCHY, Dr.

ROSENMAYR-KLEMENZ, Mag. HUTTERER, Mag. HEILEGGER und Dr. HEISSENBERGER sowie des Schriftführers Mag.

SUDA in ihrer Sitzung vom 06. Februar 2008 folgenden Beschluss gefasst:

S p r u c h

I. Der B****-Gesellschaft in Wien wird auf Grund ihres Antrags vom 9. Feber 2007, modiLziert mit Schreiben vom 2.

März, 25. Juni und 12. Oktober 2007 sowie 10. Januar 2008, gemäß § 13 Abs. 1 und 2 DSG 2000 die Genehmigung

erteilt, Daten für die folgenden Zwecke in dem in den Punkten I.a bis I.e festgelegten Umfang zu übermitteln:römisch

eins. Der B****-Gesellschaft in Wien wird auf Grund ihres Antrags vom 9. Feber 2007, modiLziert mit Schreiben vom 2.

file:///
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Dsk&Dokumentnummer=DSKTE_20080206_K178256_0005_DSK_2008_00#allefassungen
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10005768&Artikel=&Paragraf=78&Anlage=&Uebergangsrecht=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/51/P78/NOR40148235
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/51/P78/NOR40095844
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/51/P78/NOR40034167
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/51/P78/NOR40007916
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/51/P78/NOR12064062
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/51/P78/NOR12063077


März, 25. Juni und 12. Oktober 2007 sowie 10. Januar 2008, gemäß Paragraph 13, Absatz eins und 2 DSG 2000 die

Genehmigung erteilt, Daten für die folgenden Zwecke in dem in den Punkten römisch eins.a bis römisch eins.e

festgelegten Umfang zu übermitteln:

I.a. Zum Zweck der Anmeldung zu und Verwaltung von Schulungen dürfen aus der Datenanwendung "Skillsoft-

Skillport" die folgenden Daten an B****-Konzerngesellschaften mit Sitz in USA, China (und Hong Kong) und Singapur

übermittelt werden, sofern im Einzelfall eine Schulung genehmigt werden muss oder Auskünfte darüber erteilt werden

müssen, ob bestimmte Mitarbeiter eine bestimmte Schulung absolviert haben oder nicht:römisch eins.a. Zum Zweck

der Anmeldung zu und Verwaltung von Schulungen dürfen aus der Datenanwendung "Skillsoft-Skillport" die folgenden

Daten an B****-Konzerngesellschaften mit Sitz in USA, China (und Hong Kong) und Singapur übermittelt werden,

sofern im Einzelfall eine Schulung genehmigt werden muss oder Auskünfte darüber erteilt werden müssen, ob

bestimmte Mitarbeiter eine bestimmte Schulung absolviert haben oder nicht:

Von Mitarbeitern der Antragstellerin (Leitende Angestellte, Direktoren, Angestellte, Leiharbeitnehmer, freie

Dienstnehmer, Werkvertragsnehmer, Praktikanten):

-Strichaufzählung

Vor- und Familienname

-Strichaufzählung

E-Mail Adresse

-Strichaufzählung

Tätigkeitscode und Tätigkeitskategorie (organisatorische Zuordnung)

-Strichaufzählung

Schulungsdaten (Anmeldungen und Absolvierung von Schulungen)

I.b Zum Zweck der Prüfung von Abrechnungen und Rückerstattung von Aufwendungen der Mitarbeiter dürfen aus der

Datenanwendung "GERS" die folgenden Daten übermittelt werden, wenn hinsichtlich eines Erstattungsantrags des

BetroOenen die Einholung der Entscheidung einer der Antragstellerin übergeordneten Konzernstelle mit Sitz in USA,

China (und Hong Kong) und Singapur notwendig ist:römisch eins.b Zum Zweck der Prüfung von Abrechnungen und

Rückerstattung von Aufwendungen der Mitarbeiter dürfen aus der Datenanwendung "GERS" die folgenden Daten

übermittelt werden, wenn hinsichtlich eines Erstattungsantrags des BetroOenen die Einholung der Entscheidung einer

der Antragstellerin übergeordneten Konzernstelle mit Sitz in USA, China (und Hong Kong) und Singapur notwendig ist:

Von Mitarbeitern der Antragstellerin (Leitende Angestellte, Direktoren, Angestellte, Leiharbeitnehmer, freie

Dienstnehmer, Werkvertragsnehmer, Praktikanten)

-Strichaufzählung

Personalnummer

-Strichaufzählung

Vor- und Familienname

-Strichaufzählung

E-Mail Adresse und User ID

-Strichaufzählung

Telefonnummer

-Strichaufzählung

Status der Funktion (aktiv/beendet) sowie Tätigkeitscode und Tätigkeitskategorie (vorwiegender Arbeitsplatz,

Organisationseinheit, Ländercode, Kostenstelle)

-Strichaufzählung

Aktuelle und frühere Vergütungen (soweit relevant) für Aufwendungen, die der Betroffene mit oder ohne

Firmenkreditkarte bezahlt hat

-Strichaufzählung

Personalnummer des die Rückerstattung genehmigenden Vorgesetzten

-Strichaufzählung

Tätigkeitscode des die Rückerstattung genehmigenden Vorgesetzten (Ländercode)

Von Vorgesetzten der jeweiligen Mitarbeiter:



-Strichaufzählung

Personalnummer

-Strichaufzählung

Tätigkeitscode (Ländercode)

I.c Zum Zweck der Nachprüfung von Provisionsplänen dürfen aus der Datenanwendung "Callidus" die folgenden Daten

übermittelt werden, wenn hinsichtlich der Genehmigung eines konkreten Provisionsplanes die Befassung einer

übergeordneten Konzernstelle mit Sitz in USA, China (und Hong Kong) und Singapur notwendig ist:römisch eins.c Zum

Zweck der Nachprüfung von Provisionsplänen dürfen aus der Datenanwendung "Callidus" die folgenden Daten

übermittelt werden, wenn hinsichtlich der Genehmigung eines konkreten Provisionsplanes die Befassung einer

übergeordneten Konzernstelle mit Sitz in USA, China (und Hong Kong) und Singapur notwendig ist:

Von Mitarbeitern des Vertriebs der Antragstellerin:

-Strichaufzählung

Vormalige und aktuelle Personalnummer

-Strichaufzählung

Vor- und Familienname

-Strichaufzählung

E-Mail Adresse

-Strichaufzählung

Funktionsbezeichnung sowie Tätigkeitscode und Tätigkeitskategorie (Organisationseinheit, Positionscode,

Personal(sub)bereich, Land, Kostenstelle, Tätigkeitsbeschreibung, vorgegebene und erzielte Umsätze)

-Strichaufzählung

Vormalige und aktuelle Personalnummer des vorgesetzten Managers

-Strichaufzählung

Vor- und Familienname des vorgesetzten Managers

-Strichaufzählung

E-Mail-Adresse des vorgesetzten Managers

-Strichaufzählung

Tätigkeitscode und Tätigkeitskategorie des vorgesetzten Managers (Positionscode und Land des Managers)

-Strichaufzählung

Basisgehalt samt Beginn und Ende

-Strichaufzählung

Beruflicher Werdegang (Datum der Einstellung, des Tätigkeitswechsels, der Zugehörigkeit zu einem

Personal(sub)bereich sowie Datum der Vertragsauflösung)

-Strichaufzählung

Aktuelle und frühere Vergütungen (Provisionspläne)

I.d Zum Zweck der Verwaltung von Bewerbungen dürfen die folgenden Daten aus der Datenanwendung "Peopleclick"

an andere Konzernstellen mit Sitz in USA, China (und Hong Kong) und Singapur übermittelt werden, sofern der

Bewerber sich für eine Stelle bei einer dieser Konzerngesellschaften bewirbt:römisch eins.d Zum Zweck der Verwaltung

von Bewerbungen dürfen die folgenden Daten aus der Datenanwendung "Peopleclick" an andere Konzernstellen mit

Sitz in USA, China (und Hong Kong) und Singapur übermittelt werden, sofern der Bewerber sich für eine Stelle bei einer

dieser Konzerngesellschaften bewirbt:

Von Mitarbeitern der Antragstellerin (Leitende Angestellte, Angestellte, Leiharbeitnehmer, freie Dienstnehmer,

Werkvertragsnehmer, Praktikanten), die sich um eine andere Verwendung im Konzern bewerben:

-Strichaufzählung

Vor- und Nachname

-Strichaufzählung

Adresse

-Strichaufzählung

dienstliche und (sofern vom Betroffenen bekannt gegeben) private Telefonnummer



-Strichaufzählung

dienstliche E-Mail Adresse

-Strichaufzählung

angestrebte Funktion

-Strichaufzählung

Tätigkeitscode der angestrebten Position

-Strichaufzählung

derzeitige Funktion und Tätigkeitskategorie

-Strichaufzählung

Vor- und Familienname des derzeitigen vorgesetzten Managers

-Strichaufzählung

Personalnummer

Vom zuständigen Hiring Manager bei der Antragstellerin:

-Strichaufzählung

Vor- und Familienname

-Strichaufzählung

dienstliche E-Mail-Adresse

-Strichaufzählung

dienstliche Telefonnummer

-Strichaufzählung

Personalnummer

-Strichaufzählung

Nachbesetzungszeiträume

I.e Zur Unterstützung der in Punkt I.a-I.d genannten Zwecke dürfen im jeweils unbedingt erforderlichen Ausmaß die

folgenden Daten aus der Datenanwendung "mySAP Human Resources/Human Capital Management" an die

Datenempfänger gemäß Pkt. I.a bis I.d übermittelt werden:römisch eins.e Zur Unterstützung der in Punkt römisch

eins.a-I.d genannten Zwecke dürfen im jeweils unbedingt erforderlichen Ausmaß die folgenden Daten aus der

Datenanwendung "mySAP Human Resources/Human Capital Management" an die Datenempfänger gemäß Pkt.

römisch eins.a bis römisch eins.d übermittelt werden:

Von leitenden Angestellten, Direktoren, Angestellten, Leiharbeitnehmern, freien Dienstnehmern,

Werkvertragsnehmern, Praktikanten sowie früheren BetroOenen der genannten Kategorien sofern noch Geschäftsfälle

offen sind:

-Strichaufzählung

Personalnummern (persönliche ID, SAP-ID)

-Strichaufzählung

Beschäftigungsstatus (aktiv, inaktiv)

-Strichaufzählung

Familienname und Vorname(n)

-Strichaufzählung

Geburtsname

-Strichaufzählung

Titel/Zusatz

-Strichaufzählung

Geburtsdatum

-Strichaufzählung

Geburtsort/Geburtsland

-Strichaufzählung

Staatsbürgerschaft

-Strichaufzählung

zweite Staatsbürgerschaft



-Strichaufzählung

Familienstand

-Strichaufzählung

verheiratet seit

-Strichaufzählung

Anzahl der Kinder

-Strichaufzählung

Sprache

-Strichaufzählung

Religionsbekenntnis

-Strichaufzählung

Beschäftigungsgruppe und -untergruppe

-Strichaufzählung

Bezeichnung Position

-Strichaufzählung

Telefon, Telefax und andere betriebliche Kontaktinformationen

-Strichaufzählung

Organisationseinheit

-Strichaufzählung

Foto des Beschäftigten

-Strichaufzählung

Arbeitsplatzadresse

-Strichaufzählung

Privatadresse sowie Notfalladresse sofern freiwillig angegeben

-Strichaufzählung

Angaben zur Dienstwohnung

-Strichaufzählung

Private Telefon-, Fax oder Kommunikationseinrichtungen, sofern freiwillig angegeben

-Strichaufzählung

Angaben zu Veränderungen im Beschäftigungsstatus (z.B. neue Position, Grund der Veränderung)

-Strichaufzählung

Angaben zur organisatorischen Einordnung der Tätigkeit im Konzern (insbes. Unternehmenskennzahl,

Personalbereich, Personalunterbereich, Geschäftsbereich, Angestelltengruppe, Organisationseinheit, Position,

Kennzeichen der Organisation, Gehaltskostenbereich, Kostenstelle)

-Strichaufzählung

Sollarbeitszeit (Arbeitszeitplan, Status des Zeitmanagements, Beschäftigungsgrad in Prozent,

Teilzeitbeschäftigung)

-Strichaufzählung

Grundgehalt (Bereich des Lohntarifs, Gruppe des Lohntarifs, Stufe des Lohntarifs, jährliche Vergütung,

Beschäftigungsgrad, Arbeitsstunden/Periode, Begründung, Lohnart, Betrag)

-Strichaufzählung

Daten zum Gehaltskonto (Bank, Zahlungsart, Kontonummer, Kontobezeichnung, Firmennummer)

-Strichaufzählung

Zusätzliche Zahlungen (Lohnart, Betrag, Nummer/Einheit, Entstehungsdatum)

-Strichaufzählung

Vertragsbestandteile (Vertragsarten [dauerhaft, befristet, kurz- /langzeitig befristet, Geschäftsführer, Externe,

Studenten, Mehrarbeit, Rahmenvertrag], Konkurrenzklausel, Lohnfortzahlung, Krankengeldergänzung, spezielle

Bestimmung für Lohnfortzahlung, Probezeit, Kündigungsfrist für Arbeitgeber, Kündigungsfrist für Arbeitnehmer,

Arbeitserlaubnis, Datum des Ersteintritts, Eintritt in die Gruppe, Gesellschaft)

-Strichaufzählung

Terminverwaltung (z.B. Rückkehr von internationalem Auftrag, Ende des Vertrages, Ende der Probezeit,



Bearbeitungskennzeichen, Erinnerungsdatum)

-Strichaufzählung

Ausbildung (Bildungseinrichtung, Institut/Ort, Abschluss/Diplom, Dauer des Kurses, Abschlussnote, Studienzweig,

Kursbeurteilung, Kursgebühren, Training, Grundschule, weiterführende Schule, Berufs- /Fachschule, nicht

abgeschlossenes Universitätsstudium, Universitätsabschluss, erweiterter Universitätsabschluss, Postgraduate)

-Strichaufzählung

Interne Zuordnungsdaten (frühere Personalnummer, Firmenkennzeichen, Gebäudenummer, Arbeitsort,

Kennzeichen Arbeitsplatz, Büro, Stockwerk, internes Postfach)

-Strichaufzählung

besondere Verfügungen des Arbeitgebers oder einer ihm übergeordneten Konzernstelle hinsichtlich des

Betroffenen

-Strichaufzählung

Stichtage (ursprüngliches Einstellungsdatum, kürzliches Einstellungsdatum, Stichtag Dienstverhältnis, Stichtag

Leistungsbeginn, Kündigungsdatum, Stichtag Arbeitsunfähigkeit, Stichtage Urlaubsansprüche, Stichtag Pension)

-Strichaufzählung

Firmenauto (Fahrzeugsklasse, Hersteller, Modell, Getriebeart und Türplan, Kennzeichennummer, Kraftstoffart,

Motorgröße, CO2- Emmissionen, Registrierungsdatum)

-Strichaufzählung

Daten zu Familienangehörigen (Name, Verwandtschaftsverhältnis, Geburtsdatum, Anschrift, Telefonnummer)

falls notwendig in Zusammenhang mit Leistungen in Verbindung des Arbeitsverhältnisses oder vom Betroffen

freiwillig angegeben

-Strichaufzählung

Daten zu früheren Arbeitgebern (Name, Anschrift, Branche, ausgeübte Tätigkeit, Art des

Beschäftigungsverhältnisses) soweit vom Arbeitgeber angegeben oder zur Anrechnung von Vordienstzeiten

erforderlich.

II. Im Übrigen wird der Antrag auf Genehmigung von Übermittlungen abgewiesen.römisch zwei. Im Übrigen wird der

Antrag auf Genehmigung von Übermittlungen abgewiesen.

III. Gemäß § 78 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes (AVG), BGBl Nr. 51/1991 idF. BGBl I Nr. 65/2002, iVm

§§ 1, 3 Abs. 1 und TP 1 Bundesverwaltungsabgabenverordnung 1983, BGBl Nr. 24 i.d.F. BGBl II Nr. 460/2002

(BVwAbgV), hat die Antragstellerin eine Verwaltungsabgabe in Höhe vonrömisch drei. Gemäß Paragraph 78, des

Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes (AVG), Bundesgesetzblatt Nr. 51 aus 1991, in der Fassung

Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 65 aus 2002,, in Verbindung mit Paragraphen eins, 3, Absatz eins und TP 1

Bundesverwaltungsabgabenverordnung 1983, BGBl Nr. 24 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 460 aus 2002,

(BVwAbgV), hat die Antragstellerin eine Verwaltungsabgabe in Höhe von

Euro 6,50

zu entrichten.

B e g r ü n d u n g

1. Sachverhalt:

Die B****-Gesellschaft (in weiterer Folge "Antragstellerin") hat mit Schreiben vom 9. Feber 2007, vervollständigt mit

Schreiben vom 2. März 2007, einen Antrag auf Übermittlung von Mitarbeiterdaten innerhalb des B****-Konzerns

gestellt. Der Antrag betriOt Übermittlungen aus verschiedenen Datenanwendungen an Konzernunternehmen in viele

Staaten. Die Datenanwendung "Skillsoft-Skillport" dient zur Anmeldung zu und Verwaltung von Schulungen. Die

Datenanwendung "GERS" dient zur Abrechnung und Rückerstattung von Aufwendungen der Mitarbeiter (als Beispiel

wurden Dienstreisen genannt). Die Datenanwendung "Peopleclick" dient zur Verwaltung von Bewerbungen. Die

Datenanwendung "Callidus" dient zur Erstellung von Provisionsplänen. Die Datenanwendung "mySAP Human

Resources/Human Capital Management" dient als allgemeine Personaldatenbank und damit Grundlage für die

anderen Personaldatenverarbeitungen.

In einer mündlichen Besprechung am 17. September 2007 mit Vertretern der Antragstellerin sowie schriftlichen

ergänzenden Äußerungen vom 12. und 13. Oktober 2007, sowie 10. Jänner 2008 wurde geklärt, dass die

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1991_51_0/1991_51_0.pdf
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gegenständlichen Übermittlungen nur dann stattLnden, wenn eine konkrete Personalentscheidung nur von einer der

österreichischen Antragstellerin vorgesetzten Konzernstelle getroOen werden kann ("Chain of Command" im Konzern)

bzw. wenn im Einzelfall eine andere, insbesondere eine übergeordnete Konzernstelle die Daten für eine ihrer Aufgaben

benötigt.

Derzeit sollen die Daten nur an Konzerngesellschaften in den USA, in China und Singapur im Rahmen der

Personalverwaltung übermittelt werden.

Anzuwendende Rechtsvorschriften:

§ 13 Abs. 1 und 2 DSG 2000 lauten unter der Überschrift "GenehmigungspSichtige Übermittlung und Überlassung von

Daten ins Ausland" wie folgt:Paragraph 13, Absatz eins und 2 DSG 2000 lauten unter der Überschrift

"Genehmigungspflichtige Übermittlung und Überlassung von Daten ins Ausland" wie folgt:

"§ 13. (1) Soweit der Datenverkehr mit dem Ausland nicht gemäß § 12"§ 13. (1) Soweit der Datenverkehr mit dem

Ausland nicht gemäß Paragraph 12

genehmigungsfrei ist, hat der Auftraggeber vor der Übermittlung oder Überlassung von Daten in das Ausland eine

Genehmigung der Datenschutzkommission (§§ 35 O) einzuholen. Die Datenschutzkommission kann die Genehmigung

an die Erfüllung von Bedingungen und AuSagen binden.genehmigungsfrei ist, hat der Auftraggeber vor der

Übermittlung oder Überlassung von Daten in das Ausland eine Genehmigung der Datenschutzkommission

(Paragraphen 35, O) einzuholen. Die Datenschutzkommission kann die Genehmigung an die Erfüllung von

Bedingungen und Auflagen binden.

1. (2)Absatz 2,Die Genehmigung ist unter Beachtung der gemäß § 55 Z 2 ergangenen Kundmachungen zu erteilen,

wenn die Voraussetzungen des § 12 Abs. 5 vorliegen und wenn, ungeachtet des Fehlens eines im Empfängerstaat

generell geltenden angemessenen Datenschutzniveaus,Die Genehmigung ist unter Beachtung der gemäß

Paragraph 55, Ziffer 2, ergangenen Kundmachungen zu erteilen, wenn die Voraussetzungen des Paragraph 12,

Absatz 5, vorliegen und wenn, ungeachtet des Fehlens eines im Empfängerstaat generell geltenden

angemessenen Datenschutzniveaus,

1. 1.Ziffer eins

für die im Genehmigungsantrag angeführte Übermittlung oder Überlassung im konkreten Einzelfall

angemessener Datenschutz besteht; dies ist unter Berücksichtigung aller Umstände zu beurteilen, die bei

der Datenverwendung eine Rolle spielen, wie insbesondere die Art der verwendeten Daten, die

Zweckbestimmung sowie die Dauer der geplanten Verwendung, das Herkunfts- und das

Endbestimmungsland und die in dem betreffenden Drittland geltenden allgemeinen oder sektoriellen

Rechtsnormen, Standesregeln und Sicherheitsstandards; oder

2. 2.Ziffer 2

der Auftraggeber glaubhaft macht, daß die schutzwürdigen Geheimhaltungsinteressen der vom geplanten

Datenverkehr Betroffenen auch im Ausland ausreichend gewahrt werden. Hiefür können insbesondere auch

vertragliche Zusicherungen des Empfängers an den Antragsteller über die näheren Umstände der

Datenverwendung im Ausland von Bedeutung sein."

3. Rechtlich war zu erwägen:

Bedingung für die Erteilung einer Genehmigung für genehmigungspSichtige Datentransfers ins Ausland ist das

Vorliegen der Voraussetzungen des § 12 Abs. 5 DSG 2000 und der Nachweis des Bestehens eines angemessenen

Datenschutzniveaus beim ausländischen Datenempfänger.Bedingung für die Erteilung einer Genehmigung für

genehmigungspSichtige Datentransfers ins Ausland ist das Vorliegen der Voraussetzungen des Paragraph 12, Absatz 5,

DSG 2000 und der Nachweis des Bestehens eines angemessenen Datenschutzniveaus beim ausländischen

Datenempfänger.

3.1. Die beantragte Übermittlung von Daten ist gemäß § 13 Abs. 1 Datenschutzgesetz 2000 (DSG 2000), BGBl. I Nr.

165/1999 idF BGBl. I Nr. 13/2005, genehmigungspflichtig, da die Empfänger nicht in Staaten mit angemessenem

Datenschutzniveau im Sinne des § 12 Abs. 2 DSG 2000 ansässig sind und auch kein Fall eines gemäß § 12 Abs. 3 DSG

2000 genehmigungsfreien Datenverkehrs vorliegt.3.1. Die beantragte Übermittlung von Daten ist gemäß Paragraph 13,

Absatz eins, Datenschutzgesetz 2000 (DSG 2000), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 165 aus 1999, in der Fassung

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1999_165_1/1999_165_1.pdf
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Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 13 aus 2005,, genehmigungspSichtig, da die Empfänger nicht in Staaten mit

angemessenem Datenschutzniveau im Sinne des Paragraph 12, Absatz 2, DSG 2000 ansässig sind und auch kein Fall

eines gemäß Paragraph 12, Absatz 3, DSG 2000 genehmigungsfreien Datenverkehrs vorliegt.

3.2. Gemäß § 12 Abs. 5 DSG 2000 ist Voraussetzung für die Rechtmäßigkeit einer geplanten Übermittlung, dass die

Bedingungen des § 7 Abs. 2 DSG 2000 erfüllt sind. Danach dürfen Daten nur dann übermittelt werden, wenn sie3.2.

Gemäß Paragraph 12, Absatz 5, DSG 2000 ist Voraussetzung für die Rechtmäßigkeit einer geplanten Übermittlung,

dass die Bedingungen des Paragraph 7, Absatz 2, DSG 2000 erfüllt sind. Danach dürfen Daten nur dann übermittelt

werden, wenn sie

-Strichaufzählung

aus einer zulässigen Datenanwendung stammen, wenn

-Strichaufzählung

die rechtliche Befugnis des Empfängers für eine derartige Übermittlung ausreichend glaubhaft ist und wenn

-Strichaufzählung

die Übermittlung im Sinne der §§ 8 bzw. 9 DSG 2000 ihrer Art nach auch im Inland zulässig wäre.die Übermittlung

im Sinne der Paragraphen 8, bzw. 9 DSG 2000 ihrer Art nach auch im Inland zulässig wäre.

3.2.1. Der Antrag bezieht sich auf Daten, die in Österreich rechtmäßig verarbeitet werden. Diesbezüglich liegen

Meldungen des Antragstellers für die Datenanwendungen "Skillsoft-Skillport" (Datenanwendungsnummer:

xxxxxxx/yyy), "mySAP Human Resources/Human Capital Management" (Datenanwendungsnummer: xxxxxxx/yyy),

"GERS"

(Datenanwendungsnummer: xxxxxxx/yyy), "Peopleclick"

(Datenanwendungsnummer: xxxxxxx/yyy) und "Callidus" (Datenanwendungsnummer: xxxxxxx/yyy) beim

Datenverarbeitungsregister vor.

3.2.2 Zur ausreichenden Rechtsgrundlage der Übermittlungen im Sinne der §§ 8 bzw. 9 DSG 2000:3.2.2 Zur

ausreichenden Rechtsgrundlage der Übermittlungen im Sinne der Paragraphen 8, bzw. 9 DSG 2000:

Die Übermittlung aus der Datenanwendung "Skillsoft-Skillport" soll nach dem Vorbringen der Antragstellerin nur

erfolgen, wenn z.B. infolge der besonders hohen Kosten einer bestimmten Schulung ein in der Konzernhierarchie

übergeordneter Manager über die Schulungsmaßnahme entscheiden soll. Die Übermittlung von Schulungsdaten kann

im Einzelfall weiters z.B. auch deshalb notwendig sein, weil im Konzern Personal mit einem bestimmten

SchulungsproLl für ein bestimmtes Projekt gesucht wird oder weil geprüft wird, ob die einzelnen

Konzerngesellschaften ihren Mitarbeitern gewisse, von der Konzernleitung für notwendig erachtete

Schulungsmaßnahmen haben angedeihen lassen. Es handelt sich hiebei jeweils um Fälle, in welchen ein

überwiegendes berechtigtes Interesse entweder der übermittelnden Antragstellerin oder des empfangenden

Konzernunternehmens anzunehmen ist, sei es aufgrund der Position von Gesellschaften im Konzern, die die Einholung

von Entscheidungen übergeordneter Konzernstellen in besonderen Einzelfällen verlangt, sei es aufgrund des Faktums

der wirtschaftlichen Einheit eines Konzerns, in dem z.B. Personal für Projekte im Konzern auch jeweils bei anderen

KonzernLrmen gesucht und zeitweise in Anspruch genommen werden darf oder z.B. Personal nach einheitlichen

Richtlinien ausgebildet werden soll und die Einhaltung dieser Richtlinie überprüfbar sein muss.

Bei den antragsgegenständlichen Übermittlungen betr. Daten über Sonderfällen bei Spesenabrechnungen oder

Provisionsplänen handelt es sich durchwegs um Fälle, bei welchen die Übermittlung für den BetroOenen die

vorhersehbare – und beabsichtigte – Folge einer Handlung ist, die er aus Eigenem gesetzt hat. Auch wenn somit im

Regelfall keine "Zustimmung" im strengen Sinn vorliegt – sodass auch keine Ausnahme von der GenehmigungspSicht

anzunehmen ist –, ist doch oOenkundig, dass der BetroOene über das konsekutive StattLnden einer Übermittlung

informiert ist und dass er die gegenständlichen Übermittlungen zumindest in Kauf nimmt, weil sie gleichermaßen in

seinem eigenen Interesse wie auch im Interesse des Auftraggebers liegen: im Interesse des BetroOenen deshalb, weil

er einen bestimmten Erfolg (Anstellung, Schulung, besondere Konditionen bei der Spesenverrechnung oder im

Provisionsplan) anstrebt, für den die Übermittlung notwendig ist, im Interesse der österreichischen Antragstellerin als

Auftraggeberin deshalb, weil sie an die Entscheidungsstrukturen im Konzern gebunden ist. Auch wenn es hinsichtlich

der Zulässigkeit von Datenübermittlungen kein ausdrückliches Konzernprivileg gibt (- so auch etwa Dammann-Simitis,

EU-Datenschutzrichtlinie: Kommentar, Rz 6 zu Artikel 25), so ist doch davon auszugehen, dass der Konzern als zulässige



Organisationsstruktur rechtlich anerkannt ist. Daraus ist abzuleiten, dass auch die Zulässigkeit jener DatenSüsse, die

sich aus der Über- bzw. Unterordnung der einzelnen KonzernLrmen notwendig ergeben, anzuerkennen ist. Wesentlich

ist allerdings, dass die Notwendigkeit von Übermittlungen im Konzern nach einem strengen Maßstab beurteilt wird,

damit die Verhältnismäßigkeit der von solchen Übermittlungen verursachten EingriOe in das Recht auf Datenschutz

der Betroffenen gewahrt bleibt.

Dies ist im vorliegenden Fall angesichts der Übermittlungszwecke und der dafür verfügbaren Datenarten gegeben.

Dass im Einzelfall Daten aus der Datenanwendung "mySAP Human Resources/Human Capital Management"

hinzutreten dürfen, ist kein Abgehen vom Verhältnismäßigkeitsgebot, da immer nur die ergänzende Heranziehung

jener Informationen aus der Personalverwaltung erlaubt ist, die im konkreten Fall zur Abwicklung des Falles absolut

notwendig sind.

3.3. Zur Glaubhaftmachung des angemessenen Datenschutzes beim Empfänger im Ausland haben der Auftraggeber

und andere Gesellschaften des Konzerns mit Sitz in USA, China (und Hong Kong) und Singapur Verträge abgeschlossen,

die den in der Entscheidung der Kommission 2004/915/EG vom 27. Dezember 2004 zur Änderung der Entscheidung

2001/497/EG bezüglich der Einführung alternativer Standardvertragsklauseln für die Übermittlung personenbezogener

Daten in Drittländer (Set II), Amtsblatt Nr. L 385 S. 74–84, CELEX: 32004D0915, vorgesehenen Standardvertragsklauseln

entsprechen. Der Nachweis ausreichenden Datenschutzes bei den ausländischen Datenempfängern gilt daher als

erbracht im Sinne des § 13 Abs. 2 Z 2 DSG 2000.3.3. Zur Glaubhaftmachung des angemessenen Datenschutzes beim

Empfänger im Ausland haben der Auftraggeber und andere Gesellschaften des Konzerns mit Sitz in USA, China (und

Hong Kong) und Singapur Verträge abgeschlossen, die den in der Entscheidung der Kommission 2004/915/EG vom 27.

Dezember 2004 zur Änderung der Entscheidung 2001/497/EG bezüglich der Einführung alternativer

Standardvertragsklauseln für die Übermittlung personenbezogener Daten in Drittländer (Set römisch zwei), Amtsblatt

Nr. L 385 S. 74–84, CELEX: 32004D0915, vorgesehenen Standardvertragsklauseln entsprechen. Der Nachweis

ausreichenden Datenschutzes bei den ausländischen Datenempfängern gilt daher als erbracht im Sinne des Paragraph

13, Absatz 2, Ziffer 2, DSG 2000.

4. Die Antragstellerin hat auch die Genehmigung der Übermittlung von Bewerbungsdaten externer Bewerber an

ausländische KonzernLrmen beantragt. Da derartige Übermittlungen mangels Zugehörigkeit des Bewerbers zum

Konzern für ihn nicht zweifelsfrei vorhersehbar sind und daher auch nicht davon ausgegangen werden kann, dass sie

zumindest von seiner konkludenten Zustimmung gedeckt sind, kann eine solche Übermittlung ohne Zustimmung des

BetroOenen nicht vorgenommen werden. Die beantragte Genehmigung war daher diesbezüglich abzuweisen, wobei

gleichzeitig darauf hinzuweisen ist, dass bei vorliegender Zustimmung die Übermittlung genehmigungsfrei von statten

gehen darf.

5. Die Verwaltungsabgabe war gemäß § 78 Abs. 1 AVG iVm §§ 13, 53 Abs. 1 DSG 2000 vorzuschreiben. Demnach ist für

Anträge nach § 13 DSG 2000 keine Befreiung von Verwaltungsabgaben normiert.5. Die Verwaltungsabgabe war gemäß

Paragraph 78, Absatz eins, AVG in Verbindung mit Paragraphen 13, 53, Absatz eins, DSG 2000 vorzuschreiben.

Demnach ist für Anträge nach Paragraph 13, DSG 2000 keine Befreiung von Verwaltungsabgaben normiert.
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